
Ein Zeichen setzen – Die Linke wählen!
Warum sollen wir wählen? „Wenn Wahlen etwas bewirken 

würden, wären sie verboten“ heißt es doch so schön. Ist das nicht 
so?

Richtig ist, dass wir mit den Wahlen kaum Einfluss auf die 
Regierungsbildung haben. Schon gar nicht können wir die Kapi-
talisten abwählen, deren Herrschaft uns Verelendung, Faschismus 
und Krieg bringt. Friedrich Engels bezeichnete einmal das allge-
meine Stimmrecht als „Gradmesser der Reife der Arbeiterklasse“, 
und fügte hinzu: „Mehr kann und wird es nie sein im heutigen 
Staat; aber das genügt auch.“1

Mit der Reife der Arbeiterklasse ist es derzeit nicht sehr weit 
her. Wahlen bieten aber die Möglichkeit, dem Klassenbewusstsein 
auf die Sprünge zu helfen und zum Beispiel angesichts der Neu-
jahrsansprache von Noch-Kanzler Scholz aufzuklären über den 
beschworenen „Zusammenhalt der Gesellschaft“. Nicht nur Scholz, 
auch alle anderen zur Verfügung stehenden Kanzlerkandidaten 
– Habeck, Merz, Wagenknecht, Weidel – mahnen zum Zusam-
menhalt und meinen: den Zusammenhalt von Ausbeutern und 
Ausgebeuteten, den Zusammenhalt von Kapitalisten und Arbeitern, 
den Zusammenhalt von Schlange und Frosch.

Auf dieser Grundlage wurden von Deutschland zwei Weltkrie-
ge angezettelt. Den ersten Weltkrieg leitete Kaiser Wilhelm II mit 
den Worten ein: „Ich kenne keine Parteien mehr, ich kenne nur 
noch Deutsche.“ Der zweite Weltkrieg wurde gut vorbereitet. Wer 
als klassenbewusster Arbeiter sein Recht und das Recht seiner 
Klasse einforderte, musste mit KZ-Haft und mit dem Strang rech-
nen. So lief es mit dem „gesellschaftlichen Zusammenhalt“.

Beide Kriege wurden im Interesse des deutschen Kapitals 
geführt. Beide Kriege konnten nur geführt werden, weil die 
Sozialdemokratie den Arbeitern erfolgreich eingeredet hatte, 
dass die Arbeiter im Kapitalismus ein Vaterland hätten – im 
scharfen Widerspruch zum Kommunistischen Manifest von Marx 
und Engels.2 Im ersten Weltkrieg funktionierte zunächst der 
Burgfrieden mit der SPD. Beim zweiten Weltkrieg ging die herr-
schende Klasse auf Nummer sicher und setzte auf die faschistische 
Terrorherrschaft, unter der auch die SPD zu den Opfern zählte. 

Und heute?

„Diese Grenze wurde aufgehoben, damit 
wir gemeinsam wieder in den Krieg zie-
hen“3

Als am 9. November 1989 die Staatsgrenze der DDR geöffnet 
wurde, war erstmal Feierlaune angesagt. „Wir Deutschen sind 
jetzt das glücklichste Volk auf der Welt“, erklärte Walter Mom-
per (SPD), damals „Regierender Bürgermeister“ von Westberlin. 
Der Feierlaune folgte allerdings die Katerstimmung. Die DDR-
Bürger erwiesen sich wider Erwarten als ziemlich unglücklich 
und – aus westlicher Sicht – „undankbar“. Die D-Mark wurde 
eingeführt, die DDR annektiert und die Treuhand dafür einge-
setzt, das enteignete Volksvermögen der DDR zu verscherbeln. 
Ganze Landstriche verödeten. Nazigruppen und -parteien aus 
Westdeutschland bevölkerten das eroberte Terrain. Die Staats- 
und Parteiführung der DDR wurde vor Gericht gestellt. Entgegen 
bürgerlichen Rechtsprinzipien wurden Verjährungsfristen gegen-
über DDR-Bürgern verlängert und wurden „Strafrenten“ verfügt. 
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Der „verordnete Antifaschismus“ (den wir heute so sehr bräuch-
ten) wurde verfemt. „Marx ist tot – Jesus lebt“ war einer der 
Schlachtrufe zur Verkündung des Endes der Geschichte durch 
den siegreichen Kapitalismus. Die Schulbücher wurden umge-
schrieben. „Fast 30 Jahre nach dem Beitritt ist Ostdeutschland 
zur Kolonie in Deutschland verkommen. Die wesentlichen Merk-
male eines Kolonialsytems wurden durchgesetzt: das politische, 
juristische und wirtschaftliche System des ‚Mutterlandes‘ wurde 
komplett übergestülpt; das Eigentum in Händen westlicher 
Konzerne und Bürger konzentriert; die Wirtschaft weitgehend 
zerstört und zur Zulieferung an die westlichen Konzerne degra-
diert; ausgebildete Arbeitskräfte sind millionenfach abgewandert; 
wirtschaftliche und soziale Leistung sind weit zurückgeblieben; 
die Kommandohöhen in der Politik, der Wirtschaft und der 
Verwaltung wurden durch Bürger aus den alten Bundesländern 
besetzt; die kulturelle Identität Ostdeutschlands wurde verfälscht 
und missachtet.“4

Die zwangsweise in „deutsche Staatsbürger“ umgewandelten 
Bürger der DDR waren in Westdeutschland und Westberlin nicht 
mehr „Brüder und Schwestern“ wie früher, als man noch darum 
kämpfte, die DDR „heimzuholen“. Sie wurden bald zu dummen 
„Zonis“, die nicht arbeiten können und in 40 Jahren angeblich 
nichts als eine Misswirtschaft hervorgebracht haben, die keine 
Demokratie kennen und durch kollektives Topfsitzen von klein 
auf zu Nazis erzogen wurden5.

So kann es mit dem „wieder gemeinsam in den Krieg ziehen“ 
nichts werden. Aber damit, uns alle, in Ost und West „kriegstüch-
tig“ zu machen eilt es offenbar.

 Eine deutsche Gemeinsamkeit wird für den Krieg gebraucht 
– wer auch immer „der Feind“ letztendlich ist. Und diese Gemein-
samkeit wurde gefunden: „In Deutschland kann man sich nur 
noch auf eines einigen: Ausländer raus!“, titelte die Zeitschrift 
„Freitag“ im September6.

Die AfD steht hier an vorderster Front. Und bringt es gleich-
zeitig auch noch fertig, Frieden mit Russland zu fordern! Nicht 
etwa, weil sie irgendetwas mit Frieden zu tun haben will, sondern 
weil sie damit eine der Optionen des deutschen Imperialismus in 
ihrem Angebot hat – Hinwendung zu Russland, Abkehr von den 
USA.

Die rassistischen Forderungen der AfD werden von allen im 
Bundestag vertretenen Parteien – mit Ausnahme der Linkspartei 

1	 Friedrich Engels, Der Ursprung der Familie, des Privateigentums und des Staats, 
MEW Bd. 21, S. 168

2	 Dort heißt es: „Die Arbeiter haben kein Vaterland.“ Marx/Engels: Manifest der 
kommunistischen Partei, MEW Bd. 4, S. 479

3	 Mit diesem Transparent-Text bringt der Verein „Unentdecktes Land“ seit 10 Jahren 
Menschen zum Nachdenken. Siehe www.unentdecktes-land.org/, abgerufen am 
04.01.2025

4	 Zitiert nach: www.kaz-online.de/artikel/willenserklaerung-des-ostdeutschen-
kuratoriums-von, abgerufen am 04.01.2025

5	 Im Februar 1999 veröffentlicht der – jahrelang in dieser Frage von den großen 
Medien ernst genommene – niedersächsische Kriminologe Christian Pfeiffer die 
„Theorie“, dass die Jugendlichen in der DDR „emotional verkümmert“ seien durch 
die DDR-Erziehung und dadurch leichte Beute für die Nazis. Als Beispiel für 
die Abwesenheit von Liebe und Zuneigung und deren Ersatz durch staatliche 
Regeln nannte Pfeiffer das kollektive Auf-dem-Topf-Sitzen und den Mittagsschlaf 
in den Kindergärten.

6	 www.freitag.de/autoren/lfb/afd-und-abschiebungen-rassismus-ist-in-deutschland-
konsens, abgerufen am 04.01.2025



Kurz notiert
Sex & Crime
Eine Aussage im Kurzwahlprogramm des BSW lautet: 
„Auch die durch Nichtdeutsche verübten Straftaten steigen 
überproportional – inzwischen sind es allein 24 Sexual-
delikte pro Tag. Die Handlungsunfähigkeit der Politik in 
dieser Frage empört viele Menschen zu Recht! Gewalt-
täter, Islamisten und Hassprediger müssen konsequent 
abgeschoben werden.“1

Gegen diese Demagogie gibt es längst klare Stellung-
nahmen.2 Sexualdelikte sind in den letzten Jahren immer 
wieder juristisch neu (erweitert) definiert worden. Bei den 
„Nichtdeutschen“ werden auch Menschen ohne Papiere 
mitgezählt, die in der Statistik der Gesamtbevölkerung 
gar nicht vorhanden, weil nicht gemeldet sind. Die Vermi-
schung von täglich 24 Sexualdelikten mit Gewalttätern, 
Islamisten und Hasspredigern hat lediglich den Sinn, das 
Gehirn zu vernebeln und diffuse Ängste zu schüren. Sex 
& Crime – damit hat der „Stürmer“, Zeitung der NSDAP, 
angefangen. Weitergemacht hat damit die Springer-Presse, 
v.a. BILD. Und jetzt das BSW …
Gar nicht erwähnt wird vom BSW, dass die Zahl der Opfer 
von Straftaten gegen „Nichtdeutsche“ gestiegen ist.

Lüge!
Aus dem Kurzwahlprogramm des BSW: „Die Flüchtlings-
zahlen sind weiterhin zu hoch. 236.000 Menschen haben 
in diesem Jahr einen Asylantrag gestellt. Weniger als die 
Hälfte derjenigen, die zu uns kommen, ist schutzbedürftig, 
nur 1 bis 2 Prozent haben Anspruch auf Asyl.“3

Schon seit Langem verbreitet Sahra Wagenknecht die Be-
hauptung, dass nur 1 Prozent des Asylsuchenden Anspruch 
auf Asyl haben. Clara Bünger, Bundestagsabgeordnete 
der Partei Die Linke erklärte dazu:
„In Deutschland haben wir im Grundgesetz in Artikel 
16a das Recht auf Asyl verankert. Das wurde beim ers-
ten Asylkompromiss 1993 ausgehöhlt, so dass es quasi 
niemandem mehr Schutz bietet. Das sind die 1 %, von 
denen Wagenknecht hier redet.

Das heißt aber nicht, dass nur 1 % Schutz bekommen. (…) 
In der Praxis bekommen Menschen auf Grundlage des 
EU-Rechts und der Genfer Flüchtlingskonvention Schutz, 
auch weil sie politisch verfolgt werden. (…)
Relevant ist, dass 2023 in Deutschland über 69 % der 
Antragsteller:innen bei inhaltlicher Prüfung ihres Asylan-
trags Schutz bekamen. (…)
Wagenknecht zeichnet ein Bild von Schutzsuchenden, die 
eigentlich gar keinen Schutz brauchen. Damit pusht sie 
genau wie alle anderen von den Grünen bis zur AfD, das 
Narrativ, man muss weitere menschenfeindliche Abschot-
tungsgesetze beschließen. Wie so häufig kann man auch 
dieses Statement zur Asylpolitik unter der Überschrift 
zusammenfassen: Wagenknecht erzählt Quatsch.“4

Frieden?
Der Koalitionsvertrag von SPD und BSW in Brandenburg 
wurde von Sahra Wagenknecht ausdrücklich gelobt und 
als vorbildlich hingestellt. Dieser Vertrag enthält auch den 
Ausbau des Bundeswehr-Standorts Holzdorf. Christian 
Görke, Bundestagsabgeordneter der Partei Die Linke 
dazu: „Der Ausbau des Luftwaffenstützpunkts Holzdorf, 
in den fast zehn Prozent des gesamten Sondervermögens 
der Bundeswehr fließen, ist ein zentraler Ausdruck der 
Zeitenwende in Brandenburg“.5

Ostparteien?
Die AfD wurde lange als eine den Platz der PDS bzw. der 
Linkspartei einnehmende „Ostpartei“ hochgeschrieben. 
Als dann das BSW für ein großes Medienecho sorgte, 
war eine neue „Ostpartei“ gefunden, die sogar der AfD 
Stimmen abjagen sollte (was dann kaum gelungen ist). Die 
Sichtung der bisherigen Unterlagen6 (Stand 04.01.2025) 
ergibt: Unter den im Bundestag vertretenen Parteien 
gibt es in diesem Wahlkampf bisher nur eine, die sich 
ausführlicher mit den Problemen und Forderungen der 
ostdeutschen Bevölkerung beschäftigt – und das ist der 
Entwurf des Wahlprogramms der Partei Die Linke.

BSW ist nicht gleich AfD!
Das ansonsten sehr gruselige TV-Duell zwischen Sahra Wa-
genknecht und Alice Weidel7, durchgeführt von Springers 
WELT-TV, hat gezeigt, dass die rassistische Talfahrt des 
BSW noch nicht auf dem Niveau der AfD gelandet ist. So 
lehnte Sahra Wagenknecht sehr energisch die „Remigra-
tion“ ab (die auf Abschiebungen deutscher Staatsbürger 
hinausläuft, von Björn Höcke offen und im AfD-Wahlpro-
gramm ebenso wie von Alice Weidel andeutungsweise in 
vorsichtiger Sprachregelung gefordert wird). Außerdem 
verurteilte Sahra Wagenknecht die Absicht von Nancy 
Faeser, Angehörige „krimineller Clans“ abzuschieben, 
auch wenn sie nicht straffällig geworden sind.
Reste demokratischer Vernunft sind also noch vorhanden. 
Wählen sollte man das BSW nicht, aber vielleicht gelingt 
es noch, seine abenteuerliche Talfahrt in die ganz rechte 
Ecke aufzuhalten.

– immer wieder übernommen. Die AfD treibt die SPD und die 
Grünen vor sich her, während insbesondere die CSU mit der AfD 
um die Hoheit in der Frage Rassismus konkurriert.

Besonders schädlich für die Arbeiterbewegung ist die kriegs-
treiberische Rolle der SPD – einschließlich der sozialdemokrati-
schen Gewerkschaftsführungen. Scholz hat nicht nur die „Zeiten-
wende“ eingeläutet – die nichts als ein militaristisches Programm 
ist. Er hat auch Abschiebungen „im großen Stil“7 angekündigt. 

Währenddessen sprachen sich die Kongresse von ver.di und IG 
Metall für Waffenlieferungen an die Ukraine aus. Sowieso sorgt 
sich die IG-Metall-Führung ständig darum, dass genug für die 
Rüstung produziert wird – selbstverständlich bei deutschen Waf-
fenschmieden. All das passt nur zu gut zusammen und zu der vom 
Kriegsminister (auch SPD) geforderten „Kriegstüchtigkeit“. Als 
wären wir rundum – innen und außen – von Feinden umgeben, 
von Russland, und von „irregulären Migranten“. Mit diesen Wahn-

1	 bsw-vg.de/bundestagswahl2025/, abgerufen am 04.01.2025. Von die-
ser Seite aus kann das Kurzwahlprogramm als PDF heruntergeladen 
werden.

2	 Siehe www.tagesschau.de/faktenfinder/straftaten-sexuelle-selbstbe-
stimmung-100.html, abgerufen am 04.01.2025

3	 Siehe Fußnote 1
4	 www.instagram.com/clara.buenger/reel/C14zUWRsFE8/, abgerufen 

am 04.01.2025

5	 www.nd-aktuell.de/a,rtikel/1187074.brandenburg-ministerpraesi-
dent-woidkes-mehrheit-wackelt.html, abgerufen am 04.01.2025 

6	 Die Entwürfe zu den Wahlprogrammen, die auf Parteitagen im Januar 
verabschiedet werden sollen, sind bei den jeweiligen Parteien abruf-
bar. Eine Ausnahme ist das BSW, dort gibt es bisher (Stand 04.01.2025) 
nur das Kurzwahlprogramm. Der Wahlprogrammentwurf der Partei 
Die Linke kann heruntergeladen werden auf der Seite www.die-linke.
de/bundestagswahl-2025/wahlprogramm/, abgerufen am 04.01.2025. 

7	 www.youtube.com/watch?v=RDhTPJySUvU, abgerufen am 
04.01.2025



vorstellungen wird „Zusammenhalt“ geschaffen – aber das wird 
nicht endlos halten. Diejenigen, die wirklich über die Geschicke 
dieses Landes bestimmen, die Herren der Großbetriebe, der Mo-
nopole, werden auf Nummer Sicher gehen wollen, wie es ihnen 
ihr Klassenbruder aus den USA Elon Musk in der Tradition des 
Antisemiten und Hitlerfreundes Henry Ford jetzt schon empfiehlt, 
und die SPD zum Teufel schicken und der faschistischen Varian-
te ihre Geschäfte übergeben. 

Es geht ja jetzt schon abwärts mit der „Sozialpartnerschaft“. 
Ein Beispiel ist der sozialpartnerschaftliche Musterkonzern VW. 
Der macht Schluss mit Privilegien und der „Beschäftigungsgaran-
tie“ (die nie eine war). Das „Angebot“ zur Tarifrunde: Minus 
10 Prozent. Ein Negativ-Angebot also, so wie es kurz vor der 
Zerstörung der Weimarer Republik gang und gäbe war. Auch 
gegen diesen Angriff des Kapitals hat die Führung der IG Metall 
die Kampfkraft nicht auf die Probe gestellt, und erzeugt so wei-
terhin Wehrlosigkeit durch Kampfvermeidung. Wer das Kämpfen, 
das Streiken nicht übt, verlernt es. Die Führer von SPD und den 
Gewerkschaften haben nicht begriffen, dass mit dieser Entwicklung 
hin zu Faschismus und Krieg, an der sie nun selber teilnehmen, 
auch sie selbst mit in den Abgrund gerissen werden – so hat es 
die Geschichte gelehrt, so hat es sich abgespielt, als die Gewerk-
schaftsführung die Arbeiter zum 1. Mai 1933 aufgerufen hat, an 
der faschistischen Kundgebung teilzunehmen. Am 2. Mai 1933 
wurden dann die Gewerkschaftshäuser gestürmt, die Gewerk-
schaften aufgelöst, und Gewerkschafter ins KZ verbracht.

Die Lage ist gefährlich. Das ist so, auch wenn uns ständig er-
zählt wird, dass wir nur die AfD nicht wählen und am besten die 
SPD wählen sollen, dann wird alles gut gehen. Die geschichtlichen 
Erfahrungen sagen was anderes.

Wir sollten mit diesen Wahlen ein Zeichen gegen den Rassismus 
im Bundestag setzen. Der Rassismus und die Entrechtung Nicht-
Deutscher, das ist Kriegsvorbereitung, das soll die Massen ein-
schüchtern mit dem vermeintlich gefährlichen und kriminellen 
Fremden, das soll den Boden für die faschistische Volksgemein-
schaft und für den Krieg schaffen. Denn die wichtigste Waffe ist 
nicht bei Rheinmetall zu bestellen, die wichtigste Kriegswaffe hat 
mehr Sprengkraft als die schlimmste Atomwaffe, und diese Waffe 
ist der Mensch. Menschen, vor allem Arbeiter, werden diesen 
Krieg führen. Sie werden Waffen tragen, und damit sie diese 
Waffen nicht in die falsche Richtung lenken, müssen sie kriegs-
tüchtig sein und fest an das Ziel eines über alle Untermenschen 
siegreichen Deutschland glauben. So hätte es beinahe geklappt 
mit der deutschen Weltherrschaft. Die Niederlage unserer Aus-
beuter kam viel zu spät.

Ein kleiner Schritt gegen all das, was da auf uns zukommt, 
wäre die demonstrative Wahl der Linkspartei, verbunden mit der 
Erklärung, dass ihr Alleinstellungsmerkmal, ihr Antirassismus, ihr 
Einsatz für das Asylrecht und gegen Abschiebungen Friedenskampf 
ist und ein wichtiger Gund, dass sie im Bundestag bleiben muss.

(nicht um sich in ihre Angelegenheiten einzumischen – wir 
sind nicht Mitglieder dieser Partei. Und deshalb wird das auch 
keine Analyse ihrer Entwicklung, es geht hier nur um Eckpunkte, 
die wir für wichtig halten).

Im Dezember 1989 – nachdem schon die Staatsgrenze der 
DDR geöffnet worden war – hielt die SED (Sozialistische Ein-
heitspartei Deutschlands, entstanden 1946 aus der Vereinigung 
von SPD und KPD im Osten Deutschlands) einen außerordent-
lichen Parteitag ab. Dort wurde um die Frage gestritten, ob die 
Partei sich auflösen soll (Gegner der SED haben sehr zur Auflösung 
gedrängt). Die Auflösung fand keine Mehrheit, die Partei blieb. 
Bisherige kommunistische Grundsätze wie die Diktatur des Pro-
letariats wurden verworfen, an die Stelle trat der auch von der 
SPD vertretene „Demokratische Sozialismus“. Die Partei benann-
te sich um in „SED-PDS“ (PDS=Partei des Demokratischen So-
zialismus). Im Februar 1990 benannte sie sich nochmals um in 
PDS. 

Die Partei hatte Millionen von Mitgliedern verloren. Sie sah 
(und sieht) sich als pluralistische Partei, entsprechend sind ver-
schiedenste Strömungen in ihr vertreten, die sich teilweise in 
Arbeitsgemeinschaften oder Plattformen organisieren. Die Kom-
munistische Plattform hat bis heute immer für den Erhalt der 
Partei gekämpft und dafür, dass die antifaschistischen und anti-
militaristischen Errungenschaften der DDR durch die PDS bzw. 
Die Linke bewahrt und genutzt werden.

Nach der ersten „gesamtdeutschen“ Bundestagswahl im De-
zember 1990 zog die PDS mit 2,4 Prozent der Stimmen in den 
Bundestag ein. Dass sie nicht an der undemokratischen 5-Prozent-
Hürde scheiterte, lag daran, dass im Einigungsvertrag eine Son-
derregelung festgelegt war für diese eine Wahl: Die 5-Prozent-
Hürde galt getrennt für Ost- und Westdeutschland. Aber eben nur 
für diese Wahl. Da bahnten sich schon die bekannten Folgen der 
Annexion an: Der Osten wurde permanent vom Westen überstimmt 
– 16,7 Prozent der Bevölkerung in der BRD lebt inzwischen in 
Ostdeutschland (aufgrund der „Wohltaten“ für die annektierte 
DDR wanderten seit 1990 ca. 15 Prozent ihrer Bewohner ab).

In den folgenden Jahren errang die PDS bei Landtagswahlen 
in der annektierten DDR spektakuläre Erfolge. Sie wurde zu einer 
ostdeutschen Volkspartei (Volkspartei im positiven Sinn, nicht so 
wie die „Volksparteien“ im Westen). Die Protestdemonstrationen 

Ein paar Worte zur Entwicklung der Partei Die Linke

gegen den Jugoslawien-Krieg 1999 erreichten im Osten eine im-
mens große Teilnehmerzahl (im Gegensatz zu Westdeutschland), 
die PDS spielte bei diesen Demonstrationen eine bedeutende 
Rolle. 

Seit Ende der neunziger Jahre beschäftigte ein neues strittiges 
Thema die Partei – mögliche und tatsächliche Regierungsbeteili-
gungen auf Länderebene. 

Zunächst schien die Existenz einer Bundestagsfraktion der 
PDS gesichert. Bei der Bundestagswahl 2002 aber scheiterte die 
PDS an der Fünf-Prozent-Hürde und konnte nur die beiden direkt 
gewählten Abgeordneten Gesine Lötzsch und Petra Pau in den 
Bundestag schicken.

2004 bildete sich in Westdeutschland die linkssozialdemokra-
tische Organisation und später Partei aus SPD-Mitgliedern und 
Gewerkschaftsfunktionären „Arbeit & soziale Gerechtigkeit – Die 
Wahlalternative“ (WASG). Ihr schloss sich auch der frühere SPD-
Vorsitzende und Bundesfinanzminister Oskar Lafontaine an. Sie 
hatte – ebenso wie alle früheren Versuche, eine linkssozialdemo-
kratische Partei in Westdeutschland zu konsolidieren – keine 
Chance, die Fünf-Prozent-Hürde bei der Bundestagswahl zu über-
winden.

Damit hatten PDS und WASG gemeinsam das Problem, auf-
grund des reaktionären Wahlgesetzes nicht gesichert bzw. mit 
Sicherheit nicht im nächsten Bundestag vertreten zu sein. Verein-
bart wurde, dass beide gemeinsam zur Bundestagswahl 2005 
kandidieren. Weil aber eine gemeinsame Kandidatur formaljuris-
tisch nicht möglich war, nahm die PDS die WASG sozusagen 
huckepack in die Wahl – WASG-Mitglieder kandidierten auf den 
Landeslisten der PDS. Die PDS benannte sich zum Zweck der 
Dokumentation dieses Bündnisses in Linkspartei. (bzw. Links-
partei.PDS) um. Eine spätere Vereinigung beider Parteien wurde 
angestrebt – und stieß in der PDS auf Skepsis, z.B. bei der Kom-
munistischen Plattform. Es wurde eine Vereinnahmung durch die 
Westpartei befürchtet. Sahra Wagenknecht, damals noch Mitglied 
der Kommunistischen Plattform, wandte sich öffentlich gegen die 
Vereinigung. Sie begründete das mit den reaktionären Positionen 
Lafontaines zu Flucht und Migration.1

1	 Jana Frielinghaus: Linkspartei: Viele Krisen, aber keine wie diese, in: ND aktuell, 
18.10.2024, www.nd-aktuell.de/artikel/1186103.geschichte-der-linken-linkspar-
tei-viele-krisen-aber-keine-wie-diese.html (abgerufen am 20.10.2024)

7	 www.spiegel.de/politik/deutschland/olaf-scholz-ueber-migration-es-kommen-zu-
viele-a-2d86d2ac-e55a-4b8f-9766-c7060c2dc38a, abgerufen am 04.01.2025
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Das Linksbündnis schaffte es 2005 in den Bundestag. 2007 
wurde die Vereinigung beider Parteien beschlossen, die neu gebil-
dete Partei hieß fortan „Die Linke“. 

Im Osten hatte die Partei stets wesentlich mehr Mitglieder und 
mehr Wählerstimmen pro Einwohner als im Westen. Aber weil 
eben die Einwohnerzahl Westdeutschlands viel höher ist, konnte 
es auch dazu kommen, dass der Charakter als „Ostpartei“ sich 
bald abschwächte. Die Zahl der Mitglieder in Westdeutschland 
erreichte ungefähr das Niveau der Mitgliederzahl im Osten2. 

Seit 2009 war Sahra Wagenknecht Abgeordnete der Partei Die 
Linke im Bundestag.

2010 legte Sahra Wagenknecht ihr Mandat im Bundeskoordi-
nierungsrat der Kommunistischen Plattform (KPF) nieder und 
ließ ihre Mitgliedschaft in der KPF ruhen – das alles im Einver-
nehmen mit der KPF. Grund dafür war eine Vereinbarung in der 
PDS, dass im nächsten Parteivorstand keine aktiven Vertreter der 
verschiedenen Parteiströmungen mehr sein sollten. Unter dieser 
Voraussetzung wurde sie wieder in den Parteivorstand gewählt.

Im Jahr 2011 verband sich Sahra Wagenknecht nicht nur per-
sönlich, sondern spätestens zu diesem Zeitpunkt auch politisch 
mit Oskar Lafontaine.

Ca. ab 2014 wurde der Druck von rechts stärker. Die 2013 
gegründete AfD begann sich zu einer faschistischen Partei mit 
Masseneinfluss zu entwickeln. Es kam vermehrt zu faschistischen 
Aufmärschen unter dem Namen Pegida („Patriotische Europäer 
gegen die Islamisierung des Abendlandes“) und ähnlichen Namen. 
Im Jahr 2015 kommt es zur sogenannten „Flüchtlingskrise“. 

Nach der Silvesternacht 2015, nach der es massenhafte Straf-
anzeigen wegen mutmaßlicher sexueller Übergriffe vor dem Köl-
ner Hauptbahnhof gab, gefolgt von einer rasenden Welle rassisti-
scher Verleumdungen, ließ sich Sahra Wagenknecht zu dem 
Stammtischspruch hinreißen: „Wer Gastrecht missbraucht, hat 
Gastrecht verwirkt.“ Der Geschäftsführende Vorstand der Partei 
Die Linke gab dazu eine Erklärung ab: 

„Für DIE LINKE ist das Prinzip des Rechtsstaats unverhan-
delbar. Straftaten müssen für alle Menschen die gleichen Rechts-
folgen – unabhängig von Geschlecht, sexueller Orientierung, 
Äußerem oder Herkunft – haben. Das Aufenthalts- und Asylrecht 
ist kein Strafrecht zweiter Klasse. Sie dürfen nicht als Sonderstraf-
recht für Geflüchtete und Menschen ohne deutschen Pass miss-
braucht werden.

Wenn die Bundesregierung (…) nun plant, Aufenthaltsbestim-
mungen im Aufenthaltsrecht so zu verschärfen, dass die Abschie-
bung eine weitere Folge neben einer Bestrafung nach dem Straf-
recht ist, so lehnen wir diese doppelte Bestrafung als rechtsstaats-
widrig ab. DIE LINKE lehnt Abschiebungen ab.

(…) Das Asylrecht (…) ist weder ein Gnaden- noch ein Gast-
recht, das verwirkt werden kann. Wir setzen uns gegen rassistische 
Stigmatisierung von Flüchtlingen und Muslimen im Nachgang 
der Kölner Ereignisse ein.“3 

Leider war der Spruch von Sahra Wagenknecht kein Ausrut-
scher. Sie hatte sich in der Flüchtlings- und Migrationsfrage über 
Nacht um 180 Grad gedreht, und sehr viel zur Verwirrung in der 
gesamten linken Bewegung beigetragen.

Im Oktober 2018 gingen in Berlin fast eine Viertelmillion 
Menschen auf die Straße und folgten damit dem Aufruf des Bünd-
nisses „Unteilbar“: „Wir lassen nicht zu, dass Sozialstaat, Flucht 
und Migration gegeneinander ausgespielt werden.“4 Sahra Wa-
genknecht hatte kurz vorher ihre Bewegung „Aufstehen“ gegrün-
det, und wendete sich gegen die Berliner Demonstration – was 
nicht alle Mitglieder von „Aufstehen“ verstanden haben und sich 
dennoch an der Demonstration von „Unteilbar“ beteiligten. „Auf-

stehen“ hatte zwar einen aufsehenerregenden Beginn, fiel aber 
letztlich in sich zusammen.

Der demokratische Aufbruch im Zusammenhang mit der De-
monstration im Oktober 2018 hielt der Rechtsentwicklung nicht 
stand. Die rechtsgerichteten Bewegungen gegen die Corona-Maß-
nahmen brachten Querfront-Organisationen hervor, die staatlichen 
Beschränkungen der Bewegungsfreiheit und eigene Schutzmaß-
nahmen der Menschen führten zu Rückzügen.

Der Ukraine-Krieg und die deutsche „Zeitenwende“ mit „Kriegs-
ertüchtigung“ wirkten, als wäre eine Bombe in die gesamte linke 
Bewegung geworfen worden. Davon blieb auch und gerade die 
Partei Die Linke nicht verschont. So sprach sich z.B. der Minis-
terpräsident von Thüringen und Linke-Mitglied Bodo Ramelow 
für Waffenlieferungen an die Ukraine aus. Allerdings hat die 
Linksfraktion im Bundestag niemals für Waffenexporte gestimmt. 
Von einer Friedenskundgebung, zu der Sahra Wagenknecht zu-
sammen mit Alice Schwarzer aufgerufen hatte, distanzierte sich 
der Vorstand der Linkspartei, was für sehr viel Widerspruch in 
der Partei sorgte.

Sahra Wagenknecht dachte immer wieder laut über die Grün-
dung einer neuen Partei nach, und im Hintergrund häuften sich 
auch Anhaltspunkte für eine materielle Vorbereitung dieser 
Partei. Auch das führte zu großen Irritationen und der Befürch-
tung, dass die Partei Die Linke zugrunde gerichtet wird. Es gab 
sogar Ausschlussanträge gegen Sahra Wagenknecht. Auf einer 
Veranstaltung in Berlin, die von der Kommunistischen Plattform 
initiiert worden war, diskutierten Ellen Brombacher, Dietmar 
Bartsch, Gregor Gysi und Gesine Lötzsch, wie die Partei Die 
Linke erhalten bleiben kann. Hier ein paar Statements aus der 
Diskussion: „Wir haben kein Recht, unsere Partei infrage zu 
stellen.“ (Dietmar Bartsch) „Wir werden gebraucht, um zu ver-
hindern, dass die Gesellschaft nach rechts rückt. Das sind wir 
den Alten schuldig, die den Faschismus noch erlebt haben, und 
auch den Kindern.“ (Gregor Gysi) „Eine Spaltung wäre vermut-
lich das Ende der Linken. Und eine neue Partei hätte keine 
Chance. Das wäre dem deutschen Imperialismus sehr recht.“ 
(Ellen Brombacher) Ein Ausschluss von Sahra Wagenknecht 
wurde abgelehnt („Es ist ein großer Unterschied, ob sie geht oder 
ob wir sie wegschicken.“)5.

Im Herbst 2023 traten 10 Bundestagsabgeordnete aus der 
Partei Die Linke aus und gründeten das BSW (Bündnis Sahra 
Wagenknecht), das sich im Jahr 2024 als Partei konstituierte. Da 
die 10 Abgeordneten ihre Mandate behielten, hatten sie mit ihrem 
Schritt die Linksfraktion im Bundestag zunichte gemacht. 

Die deutsche Kapitalistenklasse dankt. Schön fände sie es, 
wenn die Partei die Linke überhaupt aus dem Bundestag ver-
schwinden würde. Das würde viele unangenehme und anstren-
gende demokratische Fragen und Redebeiträge ersparen, so wie 
auch noch mehr die Erinnerung verblassen lassen, dass da mal 
ein Friedensstaat auf deutschem Boden war, der vernichtet wurde 
und dessen Verteidigungsarmee entwaffnet wurde zugunsten einer 
Bundeswehr, die weltweit im Kriegseinsatz ist.

2	 www.die-linke.de/partei/ueber-uns/mitgliederzahlen-2023/, abgerufen am 
04.01.2025. Wenn man Berlin bei den Ostlandesverbänden mitzählt, haben 
die Ostverbände die Mehrheit. Ost und West lassen sich in Berlin schwer 
unterscheiden, da die Fluktuation der Berliner zwischen Ost und West sehr 
groß ist. Wahrscheinlich sind die Mitgliederzahlen in Ost und West ungefähr 
gleich.

3	 Aus dem Beschluss des Geschäftsführenden Vorstands der Partei Die Linke vom 
12. Januar 2016

4	 www.unteilbar.org/, abgerufen am 04.01.2025

5	 Alle Zitate aus dieser Veranstaltung siehe www.nd-aktuell.de/artikel/1174765.
die-linke-ein-unsichtbarer-gast-namens-sahra-w.html, abgerufen am 04.01.2025


